
3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 2 

Arbeitsbeziehungen und europä­
ische Integration 

Rezension von: Bemdt Keller, Haus-
Wolfgang Platzer (Hrsg. ), Industrial Rela­

tions and European Integration. Trans­
und Supranational Developments and 
Prospects, Ashgate, Aldershot 2003, 

1 82 Seiten, f 46,50. 

Der von Berndt Keller und Hans­
Wolfgang Platzer herausgegebene 
Sammelband gibt einen Überblick über 
die aktuellen Entwicklungen der indust­
riellen Beziehungen in der EU. Die be­
sondere Qualität dieses Buches liegt in 
der konzisen und dennoch umfassen­
den Darstellung des Themas. Die Bei­
träge der Autoren lassen eine Vielzahl 
von Perspektiven erkennen, d ie den 
unterschiedlichen Aspekten des Euro­
päisierungsprozesses im Bereich der 
Sozial- und Beschäftigungspolitik so­
wie der transnationalen Koordinierung 
kol lektiver Verhandlungen Rechnung 
trägt. Dem umfassenden, auf das ge­
samte Gebiet der Gemeinschaft ge­
richteten Blick der Autoren wohnt aller­
dings die Schwäche inne, länderspezi­
fische Besonderheiten der Produktions­
und Branchenstruktur, des Systems in­
dustriel ler Beziehungen und die typi­
schen Handlungspraktiken und -tradi­
tionen der nationalen Akteure zu ver­
nachlässigen. 

Im Mittelpunkt des Interesses der Au­
toren steht die Frage nach der "sozia­
len Dimension" des Prozesses der eu­
ropäischen Integration. Von besonde­
rer Bedeutung für den Integrationspro­
zess waren die Änderungen , d ie mit 
dem Vertrag von Maastricht ( 1 992) ein­
hergingen. Mit dem Abkommen zur So­
zialpolitik, das die Einführung des Prin-
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zips der qual ifizierten Mehrheitsent­
scheidung für wichtige Themenberei­
che vorsieht und den europäischen So­
zialpartnern mehr Autonomie und Ge­
staltungsmöglichkeiten zuweist, waren 
- vor al lem von Seiten der Gewerk­
schaften - Hoffnungen auf eine Euro­
päisierung der Arbeitsbeziehungen ver­
knüpft. Doch hat sich im Verlauf der 
Real isierung der EWWU weder eine 
singuläre und umfassende Struktur zur 
Verhandlung europäischer Kollektiv­
verträge herausgebildet, noch hat sich 
die Strateg ie der Harmonisierung von 
Arbeits- und Beschäftigungsstandards 
als umsetzbar erwiesen.  Vielmehr 
scheinen andere, neuere Formen der 
sozialen Regul ierung in  ein überzeu­
gendes Konzept der Europäisierung 
Eingang zu finden, die nicht nur flexib­
ler sind, sondern v. a .  auf freiwil l igen, 
unverbindl ichen Vereinbarungen ba­
sieren. 

Der Darstellung der Beiträge der ein­
zelnen Autoren soll als Ordnungsprin­
zip die jeweil ige Ebene des Systems 
der Arbeitsbeziehungen zugrunde ge­
legt werden, an der die Analyse der Au­
toren ansetzt. Entsprechend der Struk­
turierung nationaler Tarifsysteme wird 
zwischen drei Ebenen (gesamtwirt­
schaftlich-sektorübergreifende Ebene, 
sektorale Ebene and betriebliche Ebe­
ne) , denen transnationale bzw. euro­
päische Reichweite zukommt, unter­
schieden. Der Prozess der Europäisie­
rung lässt sich im Hinblick auf die Ent­
stehung neuer Institutionen als "verti­
kale" I ntegration bezeichnen,  die zur 
Hausbildung neuer Akteure auf euro­
päischer Ebene führt, wie von Keller 
und Platzer in ihrer Einleitung be­
schrieben. Als Strategien horizontaler 
Koordinierung gelten grenzüberschrei­
tende, transnationale In itiativen der 
lohn- oder beschäftigungspolitischen 
Koord inierung. Im Folgenden soll auf 

285 



Wirtschaft und Gesellschaft 

die Beiträge eingegangen werden, die 
sich mit jenen Akteuren beschäftigen, 
die durch eine institutionelle Veranke­
rung auf der europäischen bzw. trans­
nationalen Ebene gekennzeichnet sind, 
danach folgt die Darstellung uni latera­
ler gewerkschaftlicher Koordinierungs­
in itiativen und der europäischen Be­
schäftig u ngspol iti k. 

Institutionalisierte transnationale 
Interessenvertretung 

Mit dem Vertrag von Maastricht hat 
sich der Handlungsspielraum der So­
zialpartner auf europäischer Ebene, d .  
s. der Europäische Gewerkschaftsbund 
(EGB) und die europäischen Arbeitge­
berverbände UNICE (Privatwirtschaft) 
und CEEP (öffentlicher Sektor) , er­
weitert. Den institutionellen Rahmen für 
Verhandlungen und Beratungen der 
Europäischen Sozialpartner bilden die 
Sozialen Dialoge, die sowohl auf sek­
torübergreifender als auch auf sekto­
raler Ebene (wie im Vertrag von Ams­
terdam festgeschrieben) stattfinden 
können. 

Sektorübergreifender 
Sozialer Dialog 

ln ihrer Analyse der im Rahmen des 
Sozialen Dialogs stattgefundenen Ver­
handlungen und deren Ergebnissen 
kommt Falkner zu dem Schluss, dass 
d ie sog. "non-deals" und "non-deci­

sions" überwiegen. Entsprechend dem 
Ausmaß ihrer Verbindlichkeit unter­
scheidet d ie Autorin einerseits zwi­
schen Vereinbarungen, die als Richtli­
nie verabschiedet werden ("negotiated 
/egislation"), wie im Fall der Richtlinien 
zum Elternurlaub, zur Teilzeitarbeit und 
zu den Werkverträgen, und anderer­
seits zwischen unverbindlichen Verein­
barungen, die - dem Su bsid iaritäts-
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prinzip folgend - von den Sozialpart­
nern in den Mitgliedstaaten umgesetzt 
werden, wie im Falle des Abkommens 
zur Telearbeit Andererseits wurden in 
anderen, sehr konfl iktären Bereichen 
keine Verhandlungen aufgenommen 
(Beweislastumkehr bei sexueller D is­
kriminierung, sexuelle Belästigung, In­
formation und Konsultation von Arbeit­
nehmern in nationalen Unternehmen), 
oder die Kommission hat nach dem 
Scheitern von sozialpartnerschaftliehen 
Verhandlungen einen Richtl in ienvor­
schlag entworfen, wie im Fall des Eu­
ropäischen Betriebsrats, der dann im 
Rat verabschiedet wurde ("non-deals", 
"non-negotiations") .  

Auf Grund der eher mäßigen Ergeb­
n isse sozialpartnerschaftlicher Ver­
handlungen auf europäischer Ebene 
spricht Falkner von einer "corporatist 

policy community'' , die verschiedene 
supranationale und nationale korpora­
tistische Arrangements erfasst, die über 
das klassische Konzept des Euro-Kor­
poratismus hinausgehen. Die Sozial­
partner der Arbeitnehmerseite, die - im 
Gegensatz zur Arbeitgeberseite - ein 
grundsätzliches Interesse an gemein­
samen Vereinbarungen haben, sind auf 
die In itiative von Rat und Kommission 
angewiesen, Beratungen über einen 
Richtlinienentwurf nach dem legislati­
ven Verfahren aufzunehmen. So steigt 
die Verhandlungsbereitschaft der Ar­
beitgeberverbände, um eine verbindli­
che und für sie oft weniger günstige 
Regul ierung zu vermeiden. Ohne den 
"Schatten des Gesetzes" sind erfolg­
reiche Verhandlungen im Rahmen des 
Sozialen Dialogs unwahrscheinlich. 

Sektoraler Sozialer Dialog 

Die Veränderungen der institutionel­
len Strukturen des sektoralen Sozialen 
Dialogs analysiert Keller in seinem Bei-
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trag. Betrachtet man die Anzahl for­
maler Dialogforen der europäischen ln­
dustrieverbände, deren Einrichtung 
durch die Bestimmungen im Vertrag 
von Amsterdam (1 998) begünstigt wer­
den sol l ,  wird deutl ich , dass nur in we­
nigen Sektoren,  in denen zuvor keine 
Dialogausschüsse zu beobachten wa­
ren ,  d iese in der Phase von 1 999 bis 
2001 aufgebaut wurden. Auch was die 
Qualität der Ergebnisse des sektoralen 
Sozialen Dialogs betrifft, überwiegen 
nach wie vor unverbindliche Vereinba­
rungen und gemeinsame Erklärungen. 

Die U rsachen für die nur sehr be­
grenzten Fortschritte auf der sektora­
len Dia logebene sieht Kel ler v. a. im 
Fehlen eines einheitlichen Interesses 
der Kommission , Vereinbarungen in 
den verschiedenen Branchen zu för­
dern. Die gewerkschaftlichen Akteure 
der Sektorebene sind in noch stärke­
rem Maße als jene auf der sektorüber­
greifenden Ebene auf die Initiative der 
Kommission angewiesen ,  wei l  ihnen 
auf Grund der mangelnden Organisa­
tion der Arbeitgeberseite auf der Bran­
chenebene ein Verhandlungspartner 
fehlt. Da eine Änderung dieser struk­
turel len Defizite nicht zu erwarten ist, 
beurteilt Keller die Zukunft des sekto­
ralen Sozialen Dialogs in einem er­
weiterten Europa eher skeptisch. 

Europäischer Betriebsrat 

Zu einem optimistischeren Urteil 
kommen Müller und Platzer, die sich in 
ihrem Beitrag mit dem Regul ierungs­
potenzial des Europäischen Betriebs­
rats (EBR) beschäftigen. Aus ihrer Ana­
lyse der Entwicklungsphasen des 
rechtl ichen Rahmens und der Praxis 
des EBR leiten die Autoren eine Ty­
pologie dieser Institution ab, wobei der 
"aktivste" Typus, dessen Funktionen 
über I nformation und Kommunikation 
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hinausgehen, eine eigenständige eu­
ropäische Ebene industriel ler Bezie­
hungen bi ldet. Die EBR-Richtl in ie be­
gründet einen neuen Regulationsmo­
dus, den die Autoren als "regu/ated 
self-regulation" bezeichnen , der auf 
den Prinzipien von Verhandlungen, pro­
zeduralen Regeln und satzungsmäßi­
ger Mindestbestimmungen basiert. 

Initiativen unilateraler horizontaler 
Koordinierung 

Die I nteressengegensätze der Ar­
beitgeber- und der Arbeitnehmerseite 
hinsichtl ich einer Koordinierung lohn­
und beschäftigungspolitischer Angele­
genheiten spiegeln sich im asymmetri­
schen Charakter grenzüberschreiten­
der Koordinierungsinitiativen wider, die 
fast ausschl ießl ich von den Gewerk­
schaften eingeleitet wurden. Die wich­
tigsten und am weitesten fortgeschrit­
tenen transnationalen Koordinierungs­
aktivitäten der gewerkschaftlichen Ak­
teure der sektorübergreifenden sowie 
der sektora len Ebene und ihre lmpl i­
kationen für die Entstehung eines eu­
ropäischen Systems industrieller Be­
ziehungen beschreibt der Beitrag von 
Schulten . Gewerkschaftliche Koord i­
n ierungsstrategien, d ie sowohl eine 
quantitative Komponente in Form einer 
produktivitätsorientierten Lohnformel 
als auch eine qualitative Komponente 
bezüglich Arbeitsbedingungen, Weiter­
bildung etc. beinhalten, sind im Metall­
sektor am weitesten fortgeschritten .  
Von Bedeutung sind dabei auf der eu­
ropäischen Verbandsebene die Koor­
d inierungsregel des Europäischen 
Metal larbeiterbundes (EMB) und die 
interregionalen Tarifverhandlungsnetz­
werke der deutschen IG Metall und ih­
rer Partnerorganisationen verschiede­
ner Nachbarländer: 

Die Schwäche dieser unilateralen Ko-
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ordinierungsstrategien liegt in der Un­
verbindlichkeit der Vereinbarungen und 
im oft widersprüchlichen Verhältnis zu 
wettbewerbsorientierten nationalen 
Strategien der makroökonomischen 
Konzertierung, wie z. B. in Belgien (vgl. 
Traxler und Schulten). 

Im Allgemeinen erscheinen Koordi­
nierungsstrategien auf der Branchen­
ebene Erfolg versprechender als auf 
der sektorübergreifenden Ebene. Am 
bedeutendsten sind die transnationa­
len Tarifverhandlungsnetzwerke des 
Metallsektors, denen v. a. I nforma­
tionscha-rakter zukommt. Eine effi­
zientere lohnpolitische Koordinierung 
soll durch eine verstärkte lnstitutionali­
sierung der Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Metallarbeiterbund er­
reicht werden. 

Europäische Beschäftigungspolitik 

Die Entwicklung der europäischen 
Beschäftigungsstrategie vom Weißbuch 
für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung ( 1 993) bis h in zur 
Beschäftigungsstrategie von Lissabon 
(2002) steht im Zentrum der Analyse 
von Goetschy. Obwohl auch für die eu­
ropäische Beschäftigungspolitik der 
Vertrag von Amsterdam einen wichti­
gen Impuls gesetzt hat, wurde die 
Grundlage einer gemeinsamen Vor­
gangsweise schon mit dem multi late­
ralen Überwachungsverfahren des Gip­
fels von Essen ( 1 994) gelegt. Die Lis­
sabon-Strategie sieht für die europäi­
schen Sozialpartner im Rahmen des 
Sozialen Dialogs eine verstärkte Be­
teiligung in beschäftigungspolitischen 
Angelegenheiten vor. Im Feld der Sozi­
al- und Beschäftigungspolitik gewinnt 
der Regulierungsmodus der "offenen 
Koordination" an Bedeutung. Diese 
Form der Koordin ierung, d ie von vo­
luntaristischen, "weicheren" Vereinba-
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rungen und Kontrollmechanismen (z. 
B. benchmarking, I mplementierung 
durch nationale Akteure) gekennzeich­
net ist, entspricht der Mischung aus 
intergovernmentaler und Gemein­
schaftslogik, nach der die beschäfti­
gungspolitische Mehrebenenstrategie 
der EU funktioniert. Sie lässt sich 
außerdem mit einer Entwicklung zu 
mehr Konvergenz und gleichzeitig auch 
zu mehr D iversität vereinbaren.  Trotz 
der Verschränkung verschiedener Po­
l it ikfelder (z. B. Beschäftigungspolit ik 
und Reform sozialer Sicherungssyste­
me, Bildungspolitik etc.) ,  die durch die 
offene Koord ination gefördert wird , 
konnte die Unterordnung der Beschäf­
tigungsziele unter geldpol itische und 
ökonomische Leitlinien , die im Stabili­
tätspakt festgeschrieben sind, nicht auf­
gehoben werden, da die Beschäfti­
gungsleitl inien unverbindlich sind. 

Ausblick 

Welche Schlussfolgerung für die zu­
künftige Entwicklung der industriellen 
Beziehungen auf europäischen Ebene 
lässt sich nun aus der Vielfalt der Bei­
träge ziehen? Ein Kristallisationspunkt 
ist die Notwendigkeit eines Mehrebe­
nensystems der Koord in ierung, das 
den unterschiedlichen strukturellen Ge­
gebenheiten und Handlungspraktiken 
der nationalen Systeme der Arbeitsbe­
ziehungen und deren Akteuren gerecht 
wird. ln seiner Strukturanalyse der na­
tionalen Kollektiwerhandlungssysteme 
und -praktiken kommt Traxler zu dem 
Schluss, dass eine effiziente grenz­
überschreitende lohnpolitische Koordi­
nierung in der EWWU, in der die ge­
meinsame Geldpolitik eine Anpassung 
an ökonomische Schocks über die 
Wechselkurse ausschließt, aus der 
Kombination einer intra-verbandliehen 
Koord inierung durch den EGB und die 
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europäischen Branchenverbände und 
der Lohnführerschaft eines gesamt­
wirtschaftl ich bedeutenden Sektors 
(wie der Metall industrie) am Erfolg ver­
sprechendsten ist. 

Der Autor weist auf die Stabil ität der 
nationalen Systeme industriel ler Be­
ziehungen hin, die sich in den meisten 
Staaten an der Koinzidenz einer mak­
roökonomischen Konzertierung (z. B. 
nationale Beschäftigungspakte) und ei­
ner organisierten Dezentralisierung der 
Lohnverhandlungen von der gesamt­
wirtschaftl ichen auf die sektorale oder 
betriebliche Ebene ablesen lässt. Der 
Dezentralisierungsprozess verläuft des­
halb organisiert, da eine Koordin ie­
rungswirkung von den übergeordneten 
auf die nachfolgenden Verhandlungs­
ebenen aufrechterhalten bleibt ("ver­
tikale Koordin ierung") . Allerdings 
schließt auch ein netzwerkförmiger, 
n icht-hierarchischer Koordin ierungs­
modus das Problem von Zielkonfl ikten 
zwischen nationaler und transnationa­
ler Koord inierung nicht aus, wenn na­
tionale Akteure eine wettbewerbs­
orientierte lohnpolitische Strategie ver­
folgen, da diese in  der EWWU Lohn­
external itäten {d. h. Lohnabschlüsse 
unter dem Produktivitätswachstum) 
leichter externalisieren können (vg l .  
auch Schulten) . Außerdem lässt sich 
hinsichtlich der Effektivität des Koordi­
nierungsmusters der Lohnführerschaft 
einwenden, dass in Branchen außer­
halb des traditionell stark organisierten 
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industriellen Sektors, wie z. B. persön­
liche Dienstleistungen oder Gewerbe, 
einheitliche und überregionale Kollek­
tivverträge oft gar n icht mehr abge­
schlossen werden. 

Eine ähnl iche Entwicklung lässt sich 
auch im Feld der europäischen Be­
schäftigungspolit ik beobachten.  Im  
Kontext der EWWU hat sich der Regu­
lierungsmodus der offenen Koordina­
tion entwickelt, der dem Subsidiaritäts­
prinzip folgend dezentrale und hori­
zontale Prozesse der Europäisierung 
statt "vertikal" integrierter supranatio­
naler Entscheidungsmechanismen her­
vorgebracht hat (vgl .  Goetschy) . Trotz 
der beschriebenen Vorteile, die dieser 
Regulierungsmodus bietet, kann die of­
fene Koordination keineswegs als Er­
satz - sondern nur als Ergänzung - für 
das legislative Verfahren betrachtet 
werden. Entscheidend ist darüber hi­
naus die Koordinierung zwischen den 
Verfahren der offenen Koordination in 
verschiedenen Politikfeldern, ohne ei­
ne H ierarchisierung von Politikzielen zu 
bewirken. Die nächsten Erweiterungs­
runden der EU stellen jedenfalls eine 
große Herausforderung für eine ge­
meinsame lohn- und beschäftigungs­
politische Strategie dar. Welche unter­
schiedl ichen Ausprägungsformen die 
"Europäisierung" der industriellen Be­
ziehungen annehmen kann, lassen die 
Beiträge dieses Bandes erahnen. 

Vera Glassner 
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